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Einiges über die wangsweiſe Durchführung behürd. 
licher Entſcheidungen gegen Gemeinden. 


Man begegnet in der Praxis nicht ſelten Zweifeln über die Art 
und Weiſe, in welcher rechtskräftige behördliche Entſcheidungen gegenüber 
Gemeinden im Zwangswege durchzuführen ſind. Namentlich anläßlich 
der in den letzten Jahren an vielen Orten eingeleiteten Aſſanirungs— 
action, welche auch heute noch nicht als abgeſchloſſen angeſehen werden 
kann, haben ſich wiederholt Fälle ergeben, in welchen ein zwangsweiſes 
behördliches Einſchreiten zur Nothwendigkeit wurde. 

Die Schwierigkeiten, welche ſich bei der Durchführung rechts- 
kräftiger behördlicher Entſcheidungen ergeben, find zumeiſt finanzieller 
Natur. Beſonders bei größeren Unternehmungen, z. B. beim Baue einer 
Waſſerleitung, bei der Ausführung einer Canaliſationsanlage u. dgl. 
tritt die Frage der Koſtenbedeckung in den Vordergrund. 

Derlei Arbeiten, welche laut einer rechtskräftigen behördlichen 
Entſcheidung innerhalb einer beſtimmten Friſt durch eine Gemeinde zur 
Ausführung zu bringen ſind, ſollen, wenn die Gemeinde dieſe Friſt 
verſäumt, durch die Staatsbehörden möglichſt raſch durchgeführt werden. 
Hiebei ergeben ſich nun in der Praxis faſt regelmäßig Auſtände, da 
den ſtaatlichen Behörden und ſpeciell den politiſchen Behörden I. Inſtanz 
keine Fonds zur Verfügung ſtehen, aus welchen die Auslagen vorläufig 
beſtritten werden könnten. 

Zur Deckung der Koſten größerer Arbeiten, welche durch Gemeinden 
ausgeführt werden ſollen, iſt meiſtens — wenigſtens in den Yand- 
gemeinden — die Aufnahme eines Darlehens erforderlich, welches nach 
den beſtehenden Geſetzen nicht nur die Beſchlußfaſſung des Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes, ſondern in der Regel auch die Zuſtimmung einer Verſammlung 
der Urwähler, ſowie die Genehmigung ſeitens höherer autonomer Organe 
vorausſetzt. 

„Ein Eingreifen der ſtaatlichen Verwaltungsbehörde wird daun noth- 
wendig, wenn eine rechtskräftige Entſcheidung ſeitens der durch ſie be— 


troffenen Gemeinde nicht aus eigener Initiative in Vollzug geſetzt wird. 
Hiebei können ſich zwei Fälle ergeben: 

A. Einfach geſtaltet ſich das Vorgehen der Behörde, wenn der 
Gemeindeausſchuß von vornherein es unterläßt oder ſich weigert, den 
behördlichen Auſtrag auszuführen. In dieſem Falle hat nach den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen der Gemeindeordnungen (8 92 für Steiermark) 
die politiſche Behörde auſ Koſten und Gefahr der Gemeinde die er— 
forderliche Abhilfe zu treffen. 

Hier ſoll nur noch dem eventuellen Einwande begegnet werden, 
daß die durch rechtskräftige behördliche Entſcheidungen ſtatuirten Ver— 
bindlichkeiten nicht zu den „der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen 
und Verpflichtungen“ gezählt werden können. 

Dieſer Einwand iſt deshalb hinfällig, weil, wie noch im weiteren 
Verlaufe dieſer Abhandlung ausgeführt werden ſoll, durch behördliche 
Entſcheidungen nur ſolche Verpflichtungen, welche im Geſetze begründet 
ſind, alſo geſetzliche Verpflichtungen ſtatuirt werden können; die behörd⸗ 


liche Entſcheidung ſpricht uur aus, was im concreten Falle geſetzliche 


Verpflichtung iſt, und es müſſen daher die durch ſolche Entſcheidungen 
ſtatuirten Verpflichtungen zweifellos den geſetzlichen gleichgehalten, be⸗ 
ziehungsweiſe als ſolche angeſehen werden. 

B. Schwieriger iſt die Beantwortung der Frage, in welcher Weiſe 
vorzugehen iſt, wenn der Gemeindeausſchuß zwar die zur Durchführung 
der Entſcheidung zunächſt erforderlichen Beſchlüſſe faßt, alſo beiſpielsweiſe 
die Aufnahme des Darlehens beſchließt, wenn aber die Urwählerver— 
ſammlung ihre Zuſtimmung nicht ertheilt. 

In der Praxis findet ſich oft die Anſchauung, daß in einem 
ſolchen Falle die Auwendung von Zwangsmitteln ausgeſchloſſen ſei, da 
die nach der Gemeindeordnung erforderliche Zuſtimmung der Urwähler 
durch keinen imperativen Act der politiſchen Behörde erſetzt werden kann. 

Bei dieſer Auffaſſung gelangt man zunächſt zu dem gewiß um- 
logiſchen Schluſfe, daß, wenn der Gemeindeausſchuß ſich von vorneherein 
weigert, dem Auftrage zu entſprechen, die Behörde einzugreifen berechtigt 
iſt, daß aber, wenn der Gemeindeausſchuß den Intentionen der Behörde 
entgegenkommt und nur die Zuſtimmung der Urwähler mangelt, ein 
behördliches Einſchreiten ausgeſchloſſen erſcheint. Als weiteres Reſultat 
dieſer Anſchauung ergibt ſich, daß die Durchführung einer rechtskräftigen 
behördlichen Eutſcheidung von dem Belieben und der Einſicht der Ur— 
wähler abhängt, beziehungsweiſe durch die mangelnde Zuſtimmung der 
Urwähler vereitelt werden kann. Dieſe Conſequenz aber iſt eine ſtaats⸗ 
rechtliche Unmöglichkeit. 

Es muß feſtgehalten werden, daß die rechtskräftige Entſcheidung 
einer Staatsbehörde als ein Ausfluß des Staatswillens anzuſehen iſt. 
Denn es kann wohl als unbeſtritten angeſehen werden, daß den ſtaat⸗ 
lichen Behörden als Mandataren der Krone die Befugniß zuſteht, „die 
durch die geſammte ſtaatliche Willensthätigkeit beſtimmten principiellen 
Grundſätze (Geſetze in weiteren Sinne) im praktiſchen Leben zur An— 
wendung zu bringen, d. i. beim Eintritte der im Geſetze beſtimmten 
Bedingungen, die im Sinne des Geſetzes gelegenen poſitiven Acte ſtaat⸗ 


licher Willensthätigkeit auszuüben — alſo den im Geſetze vorliegenden 


bedingten Willen für concrete Fälle als unbedingten zu ſtatuiren“. 
(Rueber. Die Verwaltungsgeſetzgebung, Brünn 1888). 

Dieſer in rechtsgiltiger Weiſe geäußerte Staatswille muß — will 
man nicht die ganze beſtehende Rechtsordnung umſtoßen — als höchſter 
Wille im Staate angeſehen werden, und es geht nicht an, die Aus⸗ 
führung desſelben von einer weiteren Bedingung abhängig zu machen. 
Es ſteht alſo von vorneherein feſt, daß es eine Möglichkeit geben muß, 
die Ausführung einer rechtskräftigen behördlichen Entſcheidung zu ſichern. 
Zweifelhaft iſt nur, in welcher Form dies nach den beſtehenden Geſetzen 
zu geſchehen hat. 

Die einzige Grundlage für die Löſung dieſer Frage bietet der 
ſchon früher bezogene § 92 der ſteiermärkiſchen Gemeindeordnung, reſp. 
die analoge Beſtimmung der übrigen Gemeindeordnungen. Es handelt 
ſich alſo darum, nachzuweiſen, daß die Vorausſetzungen für die Anwen— 
dung dieſer Geſetzesſtelle thatſächlich vorhanden ſind. Dieſe Voraus— 
ſetzungen ſind: 

1. Das Vorhandenſein einer concreten, der Gemeinde geſetzlich 
obliegenden Leiſtung oder Verpflichtung. 

2. Die Unterlaſſung oder Verweigerung der Erfüllung dieſer 
Verpflichtung durch den Gemeindeausſchuß. 

Ad 1. In dieſer Hinſicht wird lediglich auf das oben unter A | 
Geſagte verwieſen. 

Ad 2. Hier könnte eingewendet werden, daß der Gemeindeaus— 
ſchuß, welcher die erforderlichen Beſchlüſſe wegen der Geldbeſchaffung 
gefaßt hat, es nicht unterlaſſen hat, die der Gemeinde geſetzlich ob— 
liegende Verpflichtung zu erfüllen. Doch auch dieſer Einwand wird ſich 
bei näherer Betrachtung nicht als ſtichhältig erweiſen. 

Im nachfolgenden ſoll der Einfachheit halber nur das Beiſpiel 
der Erbauung einer Waſſerleitungsanlage beſprochen werden; die hiebei 
gefundenen Grundſätze finden auf alle hier überhaupt in Betracht 
kommenden Fälle analoge Anwendung. 

Es wird alſo angenommen, eine Gemeinde ſei durch eine rechts— 
kräftige behördliche Entſcheidung verpflichtet, eine Waſſerleitung zu 
erbauen. Behufs Beſtreitung der Koſten diefer Bauführung iſt die 
Aufnahme eines Darlehens nothwendig. Der Gemeindeausſchuß be— 
ſchließt, das Darlehen aufzunehmen, die Urwählerverſammlung ver⸗ 
weigert die nach den einſchlägigen Beſtimmungen der Gemeindeordnungen 
(Ss 75, 76 für Steiermark) erforderliche Zuſtimmung. 

Die ſcheinbare Schwierigkeit in der Löſung der Frage, ob hier 
der § 92 der ſteierm. Gemeindeordnung, beziehungsweiſe die analoge 
Beſtimmung der übrigen Gemeindeordnungen zur Anwendung zu 
bringen ſei, verſchwindet ſofort, wenn als entſcheidendes Moment feſt⸗ 
gehalten wird, daß die Verpflichtung der Gemeinde dahin geht, die 
Waſſerleitung wirklich zu bauen. Dieſe Verpflichtung zu erfüllen, 
unterläßt der Gemeindeausſchuß, gleichviel aus welchem Grunde. | 

Die ganzen Formalitäten, welche bei der Aufnahme eines Dar- 
lehens durch die Gemeinde nach den beſtehenden Geſetzen zu erfüllen 
ſind, ſind eine rein interne Angelegenheit der Gemeinde, um welche 
ſich die Staatsbehörde nicht zu kümmern hat. Es muß der Gemeinde 
überlaſſen bleiben, auf welche Art ſie ſich mit ihren Urwählern ab— 
finden will. 

Maßgebend iſt, daß der Gemeindeausſchuß den Bau der Wafjer- 
leitung, zu welchem die Gemeinde verpflichtet iſt, nicht ausführt, es 
alſo unterläßt, die der Gemeinde geſetzlich obliegende Verpflichtung zu 
erfüllen. 

Durch obige Ausführung iſt nachgewieſen, daß die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für das Eingreiſen der ſtaatlichen Behörde hier ebenſo 
vorliegen wie in dem unter A beſprochenen Falle. 

Das Geſagte gilt ſelbſtverſtändlich in analoger Weiſe, wenn es 
dem Gemeindeausſchuſſe aus einem anderen Grunde, z. B. wegen 
mangelnder Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes (8 85, 3 der ſteierm. 
Gemeindeordnung) nicht möglich iſt, eine rechtskräftige behördliche Ent- 
ſcheidung zur Ausführung zu bringen. 

Es hat alſo in allen derartigen Fällen die politiſche Behörde 
auf Koſten und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Bezüglich des weiteren Vorgehens der Bezirksbehörde ſei darauf 
hingewieſen, daß dieſelbe bei ihren Amtshandlungen, alſo insbeſondere 
bei Aufnahme eines Darlehens im Namen der Gemeinde ganz ſelbſt— 
ſtändig zu handeln hat und nicht an die Zuſtimmung der Urwähler— 
verſammlung oder einer autonomen Körperſchaft gebunden iſt, inſoferne 
nicht in einzelnen Gemeindeordnungen (3. B. Tirol, Niederöſterreich, 
Krain, Dalmatien) diesfalls ausdrücklich andere Normen enthalten ſind. 
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Denn die SS 75 und 76 der ſteierm. Gemeindeordnung, be— 
ziehungsweiſe die analogen Geſetzesſtellen betreffen nur den Fall, daß 
der Gemeindeausſchuß ein Darlehen aufnehmen will, nicht aber 
auch den Fall, daß die Staatsbehörde im Namen der Gemeinde ein 
Darlehen aufnimmt. 

Auch die Beſtimmungen der Bezirksvertretungsgeſetze (§S 57, 6 
für Steiermark) finden anf dieſen Fall keine Anwendung, da ſich die— 
ſelben ſtets auf die einſchlägigen Beſtimmungen der Gemeindeordnungen 
($ 85, 3 für Steiermark) beziehen, welche ſelbſt gleichfalls nur von den 
Beſchlüſſen des Gemeindeausſchuſſes handeln. 

Schließlich ſei nur noch die Beſtimmung einiger Gemeindeord— 
nungen (3. B. Steiermark, Oberöſterreich, Galizien hervorgehoben, 
gemäß welcher die politiſche Bezirksbehörde unter beſtimmten Voraus— 
ſetzungen nach — nicht im — Einvernehmen des Bezirks-, beziehungs⸗ 
weiſe Landesausſchuſſes vorzugehen hat. Durch dieſe Beſtimmung wird 
klar dargethan, daß das Geſetz der Staatsbehörde in dem beſprochenen 
Falle das ſelbſtändige Verfügungsrecht wahren wollte, wobei die ge— 
nannten autonomen Körperſchaften lediglich als berathende Organe in 
Betracht kommen. 

Abgeſehen von dem Wortlaute der betreffenden Geſetzesſtellen 
entſpricht dieſe Auffaſſung gewiß auch der Abſicht der Geſetzgebung. 
Denn es handelt ſich eben um die Durchführung des iu der rechts— 
kräſtigen behördlichen Entſcheidung zum Ausdrucke kommenden Staats- 
willens im Falle activen oder paſſiven Widerſtandes ſeitens der in 
Betracht kommenden Factoren, und man würde ſich in einem unlös— 
baren Zirkel bewegen, wollte man die Thätigkeit der Staatsbehörden 
bei Löſung dieſer Aufgabe von neuem wieder von der Zuſtimmung 
dieſer Factoren abhängig machen. Dr. Friedrich Wilckens. 


Alittheilungen aus der Praxis. 


Abweiſung einer beim Reichsgerichte eingebrachten Klage auf Zu⸗ 


erkennung der höheren Eutſchädigung für wegen Ausbruches der 

Lungenſeuche nothgeſchlachtete Rinder. Für die Frage der recht⸗ 

zeitigen Anzeige lommt es nicht auf das Erkennen der Senche, 

ſondern anf das Erkennen der Merkmale au, welche genügen, un 
den Verdacht der Lungenſeuche zu erregen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. April 1898 ge 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Karl Weinrich, 
Inhabers des Gutes Spetly in Böhmen, durch Dr. Theodor Lederer 
in Wien, wider die k. k. Regierung der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder wegen höherer Entſchädigung für gekeulte Rinder 
zu Recht erkannt: Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Laut Erlaſſes der k. k. böhmiſchen Statthalterei dadto. 
17. Februar 1897, Nr. 16.609, hat dieſelbe die Entſchädigung für 
34 Stück dem Kläger gehörige und über behördliche Anordnung noth 
geſchlachtete Rinder mit dem geminderten Entſchädigungsbetrage von 
4836 fl., beziehungsweiſe nach Abzug der Koſten per 432 fl. 63 kr. 
mit dem Reſtbetrage von 4403 fl. 43 kr. bemeſſen und dieſen Vorgang 
damit begründet, daß die Anzeige über den Verdacht des Beſtandes der 
Lungenſeuche unterlaſſen, beziehungsweiſe verſpätet eingebracht worden 
ſei. Den dagegen von dem Kläger ergriffenen Recurs hat das k. k. 
Miniſterimm des Innern aus den Gründen der Statthalterei-Entfchei- 
dung abgewieſen. Der Kläger glaubt aber, daß ihm die Vergütung von 
1% von dem Schätzungswerthe der getödteten Rinder zuſtehe. Außer 
dem am 18. December 1896 geſchlachteten Ochſen wurde kein Thier 
krank befunden. Der erſte unter dem Perſonale des Klägers, welcher 
an dieſem Thiere Krankheitsſymptome am 15. December 1896 wahr— 
genommen hat, war der Schaffer Wenzel Stowicek. Er ging ſchon au 
16. December zum Gemeindevorſteher, um ihm zu melden, daß ein 
Ochs erkraukt ſei, traf ihn aber nicht zu Hauſe. Am 18. December 
ging er, noch ehe der Ochſe geſchlachtet wurde, wieder zum Gemeinde— 
vorſteher und meldete, daß er wegen Schlachtung eines Ochſen mit ihm 
gehen ſolle. Nicht einmal nach der Schlachtung wurde ſofort Lungen— 
ſeuche conſtatirt, ſondern die Lunge mußte erſt behufs kliniſcher Unter— 
ſuchung nach Prag geſendet werden. Der Sectionsbefund der übrigen 
34 Rinder hat ergeben, daß keines dieſer Thiere an Lungenſeuche krank 
war. Es ſei deumach die Vorausſetzung der 88 23 und 24 des Geſetzes 
vom 17. Auguſt 1892 nicht gegeben und der Anſpruch des Klägers 
auf 9¾00 des Schätzungswerthes begründet. Er ſtellt demnach das 
Begehren, das Reichsgericht wolle erkennen, das k. k. Reichsärar ſei 
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ſchuldig, ihm von dem erhobenen Schätzwerthe der ihm gehörigen 
geſchlachteten Rinder ¼ im Betrage per 7330 fl. 54 kr. abzüg⸗ 
lich des bereits bezahlten Betrages per 4403 fl. 42 kr., ſohin den 
Betrag von 2927 fl. 12 kr. ſammt 5 Procent Verzugszinſen ſeit 
21. Februar 1897 binnen 14 Tagen zu bezahlen und die ihm ver- 
urſachten Koſten zu erſetzen. 

In der Gegenſchrift des k. k. Miniſteriums des Innern wird die 
Einwendung der Incompetenz erhoben, weil die Beurtheilung des vor- 
liegenden Falles in die Competenz des Verwaltungsgerichtshofes gehöre. 
In der Sache ſelbſt wird die Abweiſung der Klage mit Rückſicht auf 
den folgenden Thatbeſtand beantragt. Am 19. December 1896 ſei von 
dem Thierarzte Smetana an die Bezirkshauptmannſchaft Königgrätz die 
Anzeige erſtattet worden, daß im Hofe des Karl Weinrich in Chlum 
Nr. 23 unter den Rindern die Lungenſeuche beſtehe. Bei den einge— 
leiteten Erhebungen ſagte der Schafſer Wenzel Stowicek aus, daß am 
15. December ein Ochs im Freſſen nachließ, ſchnell und auffallend an— 
geſtrengt athmete und einen trockenen, kurzen Huſten hatte. Sobald der 
Ochs erkrankte, meldete es Stowidef ſogleich dem Verwalter. Der Ver— 
walter des Hofes Karl Joſifek ſagte aus: Wie mir der Schaffer 
meldete, daß ein Ochs erkrankt ſei, ſchickte ich ſogleich um den Thier— 
arzt Smetana; den Ochſen habe ich am 17. December geſehen, ich 
bemerkte, daß er angeſtrengt, ſchnell athme (59 Züge in der Minute) 
und von der Krippe zurückgezogen ſtand; ich hielt mich nicht lange im 
Stalle auf. Der Thierarzt ſagte, daß der Ochs einen Nagel haben 
werde oder perkſüchtig ſei und daß er geſchlachtet werden ſoll, weil er 
abmagern oder zugrunde gehen könnte. Der Ochs wurde am 18. De— 
cember 1896 geſchlachtet; eine Anzeige habe ich nicht erſtattet. Der 
Gemeindevorſteher ſagte ans: Der Schaffer kam zu mir und ſagte, 
daß ein Ochs geſchlachtet wurde; ich ging in den Hof und ſah dort 
einen geſchlachteten Ochſen; der Thierarzt war nicht mehr im Hofe; es 
wurde mir gefagt, daß der Thierarzt Smetana gewünſcht hätte, daß ich zu— 
gegen geweſen wäre; der Schaffer ſagte mir, daß der Ochs lungenkrank ge- 
weſen ſei; eine Anzeige über die Lungenſeuche wurde mir von nieman⸗ 
den erſtattet. Der Schaffer war am 18. December bei mir. Der ge⸗ 
ſchlachtete Ochs war mit der Lungenfeuche behaftet, es mußten daher 
die im Hofe befindlichen Rinder des Klägers getödtet werden., Aus 
dieſem Sachverhalt gehe hervor, daß die vorgeſchriebene Anzeige über 


den Ausbruch der Lungenſeuche ſeitens des Dienſiperſonales des Klägers 


unterlaſſen wurde, weshalb die Entſchädigung nach § 24 des Geſetzes 
vom 17. Auguſt 1892 bemeſſen werden mußte. Es wird nur noch 
bemerkt, daß der Schätzungswerth der in Rede ſtehenden Rinder 7330 fl. 
54 kr. beträgt, weshalb ſich die 95 Procent nicht auf 7330 fl. 54 kr., 
ſondern nur auf 6964 fl. 1 kr. belaufen. Durch die von dem Mini⸗ 
ſterium des Innern vorgelegten Adminiſtrativacten werden die An— 
führungen desſelben über den Sachverhalt beſtätigt. 

Das Reichsgericht hat der Einwendung der Incompetenz der 
ſtändigen Praxis gemäß nicht ſtattgegeben, weil es ſich um einen An— 
ſpruch an die Geſammtheit der im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, welcher Anſpruch zur Austragung im ordentlichen Rechts— 
wege nicht geeignet iſt, handelt. 

Das Erkenntniß des Reichsgerichtes in der Sache ſelbſt beruht 
anf folgenden Erwägungen: 

Am 15. December 1896 wurde die Erkrankung eines Ochſen 
von dem Schaffer zum erſtenmale bemerkt; am 16. December wurde 
ſie dem Verwalter gemeldet. Der Ochs zeigte bereits alle Merkmale 
der Lungenſeuche, welche nach der Miniſterial-Belehrung, Beilage III 
zum Geſetze vom 29. Februar 1880, genügend ſind, den Verdacht der 
Lungenſeuche zu erregen. Eine Anzeige an die Gemeinde wurde nicht 
erſtattet. Denn der Gang des Schaffers zum Gemeindevorſtande kann 
nicht als ſolche gelten, da der Schaffer ihn nicht angetroffen und ſich 
dabıı beruhigt hat. Der Thierarzt ordnete die Schlachtung des Ochſen 
an, welche am 18. December 1896 ſtattfand. 

Es wird auch gar nicht behauptet, daß eine rechtzeitige Anzeige 
im Sinne des Geſetzes von Seite des Klägers oder ſeines Perſonales 
gemacht worden ſei, ſondern nur darauf hingewieſen, daß erſt nach der 
Schlachtung infolge Ueberſendung der Lunge nach Prag zur kliniſchen 
Unterſuchung die Lungenſeuche conſtatirt wurde, daß alſo das Perſonal 
des Klägers nicht in der Lage war, die Lungenſeuche zu erkennen; aber 
nicht darauf kommt es an, ſondern auf die Erſcheinungen, welche 
genügten, um den Verdacht der Lungenſeuche zu erregen. 

In dieſer Beziehung iſt durch die Erhebungsprotokolle conſtatirt, 
daß mindeſtens ſchon am 16. December 1896 dem Wirthſchaftsperſonal 


des Klägers alle jene Momente bekannt waren, welche genügen, um 
den Verdacht der Lungenſeuche zu erregen. Da demuungeachtet die vor- 
geſchriebene Anzeige nicht erſtattet wurde, iſt es keine Rechtfertigung, 
wenn der Privat-) Thierarzt Smetana am 19. December über Andringen 
des Bezirksthierarztes und ohne Auftrag von Seite des Klägers oder 
ſeines Perſonales die Anzeige erſtattete. Dieſe Anzeige am 19. December 
iſt auch jedenfalls verſpätet geweſen. 

Sonach gebürte dem Kläger wegen Mangels der nothwendigen 
Vorausſetzung nicht die 95procentige Entſchädigung und das Klage— 
begehren mußte als unbegründet abgewieſen werden. 

Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 21. April 1898, Z. 102. 


Sobakd die Nichtneuheit in den Patentauſprüchen einzeln unter 

Schutz geſtellter Gegenſtände erwieſen iſt, kann in ihrer vereinigten 

Verwendung eine patentfähige Combination nicht mehr erblickt 
werden. 

Das k. k. Handelsminiſterium hat mit Entſcheidung vom 19. Februar 
1898, Z. 2720, über die Klage des Joſef W., Büchſenmachers in 
Ferlach, gegen die Anton Welche Concursmaſſe auf Nichtigerklärung 
des dem Anton W. am 20. Juli 1894 mit dem Schutze der Priorität 
vom 14. Juni 1894 ertheilten Privilegiums auf Neuerungen an 
Projectilen und dem Drallwinkel der zugehörigen Läufe wegen Mangels 
der Neuheit nach durchgeführtem Verfahren und eingeholten Gutachten 
von Sachverſtändigen im Sinne der Ss 29 1, a, bh und 1 des 
Priv. Geſ. vom 15. Auguſt 1852, R. G. Bl. Nr. 184 zu Recht er— 
kannt: Der Klage wird Folge gegeben und das angefochtene Privilegium 
nichtig erklärt; ein Zuſpruch von Proceßkoſten findet nicht ſtatt. 

Begründung: Das angefochtene Privilegium hat nach dem 
Wor laute feiner Pat ntauſprüche nachfolgenden Inhalt: 1. „Ein new: 
artiges Projectil, dadurch gekennzeichnet, daß deſſen Diameter größer iſt 
als deſſen Länge.“ 2. „In Combination mit dem durch 1 gekenn⸗ 
zeichneten Geſchoſſe die Anwendung gezogener Läufe, deren Drallwinkel 
27° 32“ nicht überſchreitet, welcher Winkel es geſtattet, auch Schrot 
wirlſam aus den gleichen Läufen zu ſchießen.“ Die Klage behauptet, 
daß derartige Geſchoſſe und derartige Läufe bereits lange vor dem 
Prioritätstage des angefochtenen Privilegiums im Inlande erzeugt wur⸗ 
den und beruft ſich zum Beweiſe dieſer Behauptung auf eine Reihe 
von Zeugen. Bezüglich des erſten, die Projectile aulangenden Patent⸗ 
anſpruches beruft ſich Kläger überdies darauf, daß Projectile, deren 
Durchmeſſer größer war als deren Längsachſe, bereits in den Werken 
„Thierbach, Die geſchichtliche Entwicklung der Handfeuerwaffen, Dresden 
1886“ und „W. Plönnies, Neue Studien über die gezogene Feuer⸗ 
waffe der Infanterie“ beſchrieben, beziehungsweiſe dargeſtellt ſeien. Beide 
Werke find laut Auskunft der Bibliotheksverwaltung der k. k. techniſchen 
Hochſchule in Wien lange vor dem Prisoritätstage (ſeit 20. Mai 1888, 
beziehungsweiſe ſeit 1867) in der Bibliothek der genannten Hochſchule 
aufgelegen, womit deren Eigenſchaft als im Inlande verbreitete Druck— 
ſchriften im Sinne des § 1 des Priv.-Geſ. feſtgeſtellt erſcheint. Die 
Vergleichung der Beſchreibung des angefochtenen Privilegiums mit den 
einſchlägigen Ausführungen in dieſen beiden Werken hat Nachſtehendes 
ergeben: In dem Werke von Thierbach befindet ſich auf Seite 223 
eine Erläuterung des auf Blatt 16 in Fig. 413 dargeſtellten, von 
Neßler conſtruirten Geſchoſſes und lautet die auf die Dimenſionirung 
dieſes Geſchoſſes Bezug habende Stelle wie folgt: „Es ſollte dieſes 
Geſchoß das Gewicht der ſeitherigen Rundkugel nicht überſteigen, durfte 
daher, wenn man die Wände nicht zu ſehr ſchwächen wollte, nur von 
geringer Höhe conſtruirt werden.“ Ein Vergleich der Abmeſſungen der 
in obgenannter Figur enthaltenen Darſtellung des Neßler'ſchen Geſchoſſes 
ergibt, daß der Durchmeſſer desſelben größer iſt als deſſen Höhe. Die 
in Plönnies' Studien, Bd. I, S. 86 enthaltene Tabelle bezieht ſich auf 
die Leiſtung ruſſiſcher glatter Infanteriegewehre mit dem auf Seite 65 
in Fig. 39 gezeichneten Geſchoſſe, welche Figur eine Modification der 
in Fig. 38 dargeſtellten und auf Seite 65 beſchriebenen Neßler'ſchen 
Geſchoſſe veranſchaulicht. Sowohl Fig. 38 als auch Fig. 39 läßt er— 
kennen, daß der Durchmeſſer der daſelbſt dargeſtellten Geſchoſſe größer 
iſt als deren Höhe und lautet die auf die Abmeſſungen des in Fig. 38 
veranſchaulichten Geſchoſſes Bezug habende Stelle auf Seite 65 wie 
folgt: „Da die Höhe geringer als der Durchmeſſer, wird die Rotation 
um die Querachſe, wenigſtens bei geringem Spielraum, verhindert.“ 
Es ergibt ſich ſonach, daß das durch den Patentanſpruch 1 des ange 
fochtenen Privilegiums geſchützte Projectil ſowohl durch die in Thier⸗ 


bach's Werk enthaltene Fig. 413 als auch durch die Fig. 38 und 39 
auf Seite 65 in Plönnies' Studien und die obeitirte Stelle aus dem 
Texte derſelben Seite in neuheitsſchädlicher Weiſe getroffen wird. Was 
den zweiten Patentanſpruch aulangt, ſo iſt zunächſt zu bemerken, daß, 
wenngleich derſelbe ſeinem Wortlaute nach auf die Anwendung gezogener 
Läufe mit dem niedrigen Drallwinkel geſtellt iſt, als Gegenſtand der 
Erfindung nur die beſtimmte conſtructive Einrichtung des Laufes ange— 
ſehen werden kann, wobei allerdings das auf die vermeintliche Erfindung 
ertheilte Privilegium als Alleinrecht zur Herſtellung der in beſtimmter 
Weiſe eingerichteten Läufe auch ein Alleinrecht auf die „Anwendung“ 
ſolcher Läufe, beziehungsweiſe auf die Geſtattung dieſer Anwendung 
inſoferne gewährt, als nur der Privilegirte oder ſein Rechtsnehmer die 
Läuſe befugt erzeugen und liefern kann. Rückſichtlich der im zweiten 
Patentanſpruche gekennzeichneten Conſtruction von Gewehrläufen haben 
nun die im Wege der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Klagenfurt einver— 
nommenen Zeugen Thomas F., Büchſenmacher in Ferlach, und Johann M., 
Büchſenmacher in Unter-Ferlach, ausgeſagt, daß ſie und ihre Väter 
ſolche Gewehrläufe mit einem Drallwinkel unter 27“ 32“ bereits vor 
circa 30, beziehungsweiſe 40 Jahren hergeſtellt haben. Da infolge 
deſſen auch der Gegenſtand des zweiten Patentanſpruches der Neuheit 
entkleidet erſcheint, mußte das angefochtene Privilegium in ſeinem 
ganzen Umfange als nichtig erklärt werden. Hieran konnte auch der 
Umſtand nichts ändern, daß nach der Behauptung des Gekagten die 
Dimenſionsverhältniſſe des Geſchoſſes und der Drallwinkel des Laufes 
nicht willkürlich gewählt find, ſondern in einem erſt nach langen Ver— 
ſuchen feſtgeſtellten nothwendigen gegenſeitigen Verhältniſſe ſtehen, welches 
eingehalten werden müſſe, um ans demſelben Laufe ſowohl Kugelſchüſſe 
als auch Schrotſchüſſe abgeben zu können. Deun in der vereinigten 
Verwendung der im Patentanſpruche 2 gekennzeichneten Läufe zum 
Schießen mit den im Patentanſpruche 1 gekennzeichneten Projectilen 
durch den Gebrauchnehmer dieſer beiden getrenuten Gegenſtände der 
vermeintlichen Erſindung kann eine ſelbſtſtändige patentfähige ſogenannte 
Combinations⸗ Erfindung ſchon mangels einer Hinzufügung einer Vor— 
richtung, Einrichtung oder Verfahrungsweiſe zu einem bereits bekannten 
oder privilegirten Gegenſtande im Sinne des § 1 des Privilegien- 
geſetzes überhaupt nicht erblickt werden. (% Al LT) 


Titeratur. 

Die Beſteuerung der öſterreichiſchen Spareaſſen. Mit einem 
Anhange: Die Sparcaſſenbuchhaltung. Von Karl Lick, Caſſier und 
Kanzleivorſtand in Zwittau. 2 Theile. Zwittau 1897. Im Verlage des Ver⸗ 
faſſers. 104 u. 197 S. 

Nachdem die Steuergeſetzgebung des Jahres 1896 in der richtigen Er⸗ 
kenntniß, daß die öſterreichiſchen Sparcaſſen ſich aus Wohlthätigkeitsinſtituten 
immer mehr zu Creditinſtituten entwickelt haben, die bisherige bevorzugte 
Stellung der Sparcaſſen auf dem Gebiete der Beſteuerung beſeitigt hatte, war 
für dieſelben natürlich die Nothwendigkeit gegeben, ſich mit den neuen Steuer⸗ 
vorſchriften vertraut zu machen. Die vorliegende Schrift kommt daher unbeſtreitbar 
einem großen Bedürfniſſe namentlich der kleineren Sparcaſſen, wo die ganze 
Arbeitslaſt wenigen Kräften obliegt, entgegen, zumal es in den neuen Steuer- 
geſetzen nicht an manchen recht complicirten Beſtimmungen fehlt, die ſchon jetzt 
zu allerlei Zweifeln Anlaß geben. 

Der Anhang enthält einen eindringlichen Appell an die Sparcaſſen, ihre 
Buchführung, die ſich vielfach noch auf cameraliſtiſcher Grundlage bewegt, zu 
moderniſiren, d. h. zur kaufmänniſchen Buchführung überzugehen. Zugleich wird 
dem Wunſche Ausdruck gegeben, daß es gelingen möge, in Zukunft eine größere 
Gleichmäßigkeit in der Buchführung herbeizuführen, womit, wie der Verfaſſer 
ganz richtig bemerkt, noch keineswegs eine vollſtändig ſchablonenhafte Reglemen⸗ 
tirung gegeben ſein muß. Dr. Schm. 


Notiz. 


(Für das Verhalten der Polizeibeamten) wurden in einem 
anläßlich des Ueberganges der Polizeiverwaltung zu Kiel in die Hände des 
Staates vom preußiſchen Miniſter des Innern erlaſſenen Tagesbefehle folgende 
Grundſätze hinausgegeben: Die Polizei hat die Aufgabe, für die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung Sorge zu tragen; hierin iſt 
zugleich ihre Verpflichtung eingeſchloſſen, dem Publicum im allgemeinen, wie 
dem Einzelnen im beſonderen Schutz angedeihen zu laſſen, ſofern und ſoweit 
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ein ſolcher polizeilicherſeits gewährt werden kann. Bei Erfüllung der ihnen hie⸗ 
nach zufallenden Obliegenheiten werden die Beamten jederzeit mit Ernſt, Feſtig⸗ 
keit und Entfchiedenheit aufzutreten, in gleichem Maße aber auch Ruhe und 
Beſonnenheit zu bewahren haben. Zwangsmaßregeln ſind nur anzuwenden, ſoweit 
dies die Umſtände des Falles erforderlich machen. Jede unnöthige Härte und 
Schroffheit iſt hiebei wie überhaupt bei der Ausführung dienſtlicher Verrichtungen 
zu vermeiden. Ebenſo haben ſich die Polizeibeamten jedes durch die Sachlage 
nicht gebotenen Einſchreitens zu euthalten, vor kleinlicher Verfolgung und 
Chikane ſich zu hüten und ihren Ehrgeiz nicht darin zu ſuchen, durch möglichit 
viele Anzeigen von Uebertretungen ihren Dienſteifer bethätigen zu wollen; viel⸗ 
mehr werden ſie durch Belehrung und Warnung dahin zu wirken haben, daß 
Uebertretungen der polizeilichen Verordnungen nach Möglichkeit vermieden werden. 
Im Verkehr mit dem Publicum haben die Beamten ſich eines höflichen und 
zuvorkommenden Tons zu befleißigen; insbeſondere werden die Poſten und 
Patrouillen auf den Straßen die von ihnen erbetene Auskunft bereitwilligſt zu 
eriheilen und an fie gerichteten Geſuchen, ſoweit dies ohne Beeinträchtigung 
anderweitiger dienſtlicher Intereſſen irgend angängig iſt, nachzukommen haben. 
Verunglückten, hilfloſen und gebrechlichen Perfonen iſt jeder thunliche Beiſtand 
zu leiſten, wie auch im Falle augenblicklicher Noth und Gefahr zum Schutze des 
Publicums oder des Einzelnen nichts zu unterlaſſen it, was zur Abwendung 
oder Beſeitigung der Gefahr geſchehen kann. Nur bei Befolgung dieſer Grund: 
ſätze wird in erwünſchter Weiſe erreicht werden, daß auch das Publicum in 
vorkommenden Fällen den Organen des Executivdienſtes ſeine Hilfe nicht verfagt. 
Mit beſonderer Vorſicht iſt zu verfahren, wenn es ſich um Siſtirungen oder 
Verhaftungen, für welche nicht bereits ein beſtimmter Befehl vorliegt, handelt. 
Der Beamte wird ſich hiebei gegenwärtig zu halten haben, ob die von ihm zu 
ergreifende Maßnahme in den thatſächlichen Umſtänden auch ihre Begründung 
findet und infolge deſſen nur dann zur Siſtirung ſchreiten dürfen, wenn aus⸗ 
reichende, thatſächliche Anhaltspunkte hiezu nöthigen. Es muß die Forderung 
erhoben werden, daß die Beamten ſich zu dieſem Behufe den erforderlichen Takt 
und einen ſicheren Blick anzueignen ſuchen, damit Mißgriffe, die ſeiner und der 
übrigen Beamten Autorität Eintrag zu thun geeignet ſein könnten, vermieden 
werden. Iſt die Siſtirung geboten, ſo iſt bei der Ausführung derſelben in jedem 
Falle mit möglichſter Schonung des Siſtirten zu verfahren. 
(„D. Gem. Ztg.“) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Rechnungsdirector im Finanzminiſterium Jofef 
Thuma zum Hofrathe ad personam ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Staatsbahndirector in Prag Regierungsrath 
Anton Palla den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Centralinſpector der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
Dr. Johann Meſſerklinger zum Staatsbahndirecter in der VI. Rangsclaſſe 
ernannt und demſelben gleichzeitig den Titel und Charakter eines Hofrathes 
tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der Forſt⸗ und Domänendirection in 
Görz Oberforſtrath Jofef Redl anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der 
eiſernen Krone III Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Lottogefälls⸗Directions⸗Rechnungsführer Friedrich 
Gettrich anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
tarfrei verliehen. m 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Minifteriums des Innern hat die 
Statthalterei⸗Secretäre Willibald Galuſek und Auguſt Freiherrn v. Frieß zu 
Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre Karl Ritter Regner v. Bley 
leben und Fz. Karger zu Statthalterei⸗Secretären in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Polizeidirection in Prag den Polizei⸗Obercommiſſär Wenzel Mol: 
lenda zum Polizei⸗Rath, die Polizei⸗Commiſſäre Eduard Schubert und Joſef 
Zidlicky zu Polizei⸗Obercommiſſären und die Polizeiꝙ⸗Concipiſten Wenzel Wla⸗ 
dimir Huſak und Ladislaus Pokorny zu Polizei⸗Commiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Max bflügl Edlen von Leiden zum Miniſterial⸗ 
Secretär im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Rudolf Müller der 
Generaldirection der Tabakregie zum Rechnungsrath daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joſef Ganhör zum 
Rechnungsrath der Finanzdirection in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamtsverwalter Johann Detoni zum 
Zolloberamtsverwalter in der VIII. Rangsclaſſe beim k. k. Hauptzollamt in 
Raguſa ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirks⸗Secretärsſtelle mit der X. Rangsclaſſe bei den politiſchen 
Behörden in Steiermark bis 5. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 156.) 8 
1 Dienſtpoſten für die Evidenzhaltung des Grundſteuer⸗ 
kataſters in Krems, eventuell 1 Evidenzhaltungs⸗Geometers ſtelle 
II. Claſſe im Bereiche der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Wien bis 20. Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 158.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 57 und 58 der Erkenntniſſe 1897. 
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